
Ifin;tenzeichen:

mc19/22‘3
J" .....-v.»

Verkündet

34
:_|o März 1961

. 1"m’ IN 3 m evn ld
/

e s
IV

0 1 k e s

In Sachen
;

oo...cov.ooooctuoneoo0.0.09...

‚_1;a:;::‚:-.„;-

...OIIODOCIOOODOOCC»

Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

oo...‘oooouoo.o......ocolnooootoc.on.—0.10. ooooo

Beklagte und Revisionsbeklagte, }

mündliche Verhandlung vom 21„

- mitgewirkt haben

Senatspräsident

die Bündesrichter
I

sowie die Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

R7 hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die
März 1961, an der

Prof. Dr„ B o ; s
als Vorsitzender?
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Die Revision des Klägers gegen das Urteii des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 7° Oktober

- wird zurückgewiesen°
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Die Beteiligten haben einander Kosten des Revisioné—

j verfahrens nicht zu erstatten.
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Der Kläger gehörte als Pflicht?érsichertér der beklagten f.

Krankenkasse bis zum 31. März 1951 an. Vom 1° April 1951 an'
war er nach dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältni33e

der unter Art° 131 des Grundgesetzes (GG) fallenden Personen

vom 11„ Mai 1951 von der Versicherungspflicht befreit. Jedoch
wurden für ihn wegen der verzögerten Durchführung dieses Ge-

setzes Pflichtbeiträge noch bis zum 31„ Juli 1951 abgeführt°

Am 310 Juli 1951 erkundigte sich der Kläger bei der beklagten
Krankenkasse nach den Bedingungen einer beiterversicherung

und erhielt darauf einen ersten, allgemein gehaltenen Bescheid_

in dem ihm insbesondere eröffnet wurde, daß ihm auf Lntrag im

Hinblick auf die ihm bei Arbeitsunfähigkeit gewährte C;hmlts«

fortzahlung eine niedrigere Lohhstufe eingeräumt werden Würde,

als sie sich sonst nach seinem Einkommen ergeben würde (Schrei

ben vom 3„ August 1951). Auf eine erneute Anfrage, in der er

auch die Frage stellte, ob er bei einer späteren Einkovmenser—

höhung einen höheren Monatsbeitrag zu entrichten habe, teilte

ihm die beklagte Krankenkasse mit (Schreiben vom 140 August

1951), seinem monatlichen Bruttoeinkommen von 546,20 DK ent—

spreche die Lohnstufe XI/2 mit einem Monatsbeitrag von 15,84 l

auf Antrag werde ihm die Lohnstufe VII/2 mit 10,08 DMMonats»
beitrag eingeräumt, der sich auf 7,20 DM ermäßigen würde, so;

lange seine Ehefrau Mietglied der Kasse sei; eine Beitragsern
höhung bei eventueller Gehaltserhöhung werde nicht ein reten,

wenn er nicht selbst höhere Einstufung beantrage°

'Am 21° August 1951 meldete sich der Kläger bei der beklagten

Krankenkasse auf dem hierfür vorgesehenen Vordruck "zur Fort—

setzung der Mitgliedschaft" an und stellte dabei formularmä—

Big den Antrag auf Einstufung in eine niedrigere Lohnstufe

entsprechend seinen Einkommensvérhältnisseno Die Beklagte be—

stätigte die Anmeldung mit Schreiben vom 27" August 1951 und

stufte ihn antragsgemäß niedriger ein, nämlich in Lohnstufe
VII/2 mit einem Monatsbeitrag von 10,08 DM; für den Fall des

Übertritts der Ehefrau des Klägers, die bei einer Ersatzkasse

versichert war, zur beklagten Krankenkasse wurde eine Lohn—
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'stufenänderung in Aussicht gestellt„

Ende 1955 teilte die beklagte Krankenkasse dem Kläger mit, daß

sie im Hinblick auf die seit 1951 eingetretenen_Veränderungen

des Lohn— und Preisgefüges und die Erhöhung der Versicherungs—

pflichtgrenze von 375,- auf 500,— DM genötigt sei, ihn mit ei-

nem höheren Monatsbeitrag einzustufen, und forderte ihn auf°

sein derzeit iges Einkommen anzugeben° Als sich der Kläger wei—
_gerte dies zu tun, stufte ihn die beklagte Krankenkasse mit ' ”

.
Bescheid vom 12 Januar 1954 Vom 1 Januar 1954 an in Lohnstufe
XII mit einem Monatsbeitrag von 17,28 DM ein, wobei sie daten

aus'ging9 daß sein Monatseinkommen mindestens 460,— DM betrage°

Tatsächlich belief es sich auf etüa 4851—'Dnngrotz„Gegenvörsteln

.lungen des Klägers beharrte die beklagte KrankenkaéSe auf ih—
rer Aufiassung, drohte ihm das Erlöschen der Mitgliedschaft

V'Wegen Zahlungsverzuges an und teilte ihm schließlich mit
'(Schreiben

vom 11„ März 1954), daß seine Mitgliedschaft wegen

Nichtzahlung dérrgeschuidéten Beiträge nach 5 314 der Reichs—

_
versicheruhgsordnung (RVG) am 60 März 1954 erloschen sei; Der

Widerspruch des Klägers hatte Erfolg, soweit es sich um das'
‚„Erlöschen der Mitgliedschaft handelte° Hingegen wies die Wider— )

spr.uchsstelle den Widerspruch des Klägers gegen die Einstufung

iin Lohnstufe XII -als unbegründet zurück (Bescheid vom 25 Marz

1954) ”

Auf die Klage hob das Sozialgericht (SG) Nürnberg durch Urteil

vom 130 Januar 1955 den Widerspruchsbescheid auf, soweit er den

Widerspruch zurückgewiesen hatte, und stellte fest, daß der

Kläger nicht verpflichtet sei; nach dem 31. Dezember 1953 für

die freiwillige Krankenversicherung höhere Beiträge als nach

Stufe VII an die beklagte Krankenkasse zu entrichten. Gegen

dieses Urteil legte die beklagte Krankenkasse beim Bayerischen

Landess021alger10ht (LSG) Berufung ein„
„

Das LSG C-Urteil vom 70 Oktober 1955) ho.b
das

Urteil des
SG auf

und wies die Klage ab° Es ließ offen‚ ob die Höherstufung des

' Weiterversicherten nach 5,313 a Abs° 1 $atz 2 RVG in das Er—

messen der Krankenkasse gestellt sei oder ob es sich um eine

?flichthandlung der Krankenkasse handele° Auch wenn die Aus—
7 übung der Ermächtigung eine Ermessensentscheidung sei, könne

_ 4 _
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jedenfalls nicht von einer fehlerhaften Anwendung des Ermes—

sens gesprochen werden. Die nach der bisherigen Lohnstufe VII

entrichteten Beiträge hatten zum Gesamtéinkommendes Klägers
zu Beginn des Jahres 1954 und zu den ihm im Krankheitsfalle

zu gewährenden Leistungen in erheblichem Mißverhältnis ge—
standen° Das Einkommen des Klägers sei gegenüber dem Stfnde

bei Beginn der Weiterversicherung um 40 % gestiegen; die von?

ihm im Krankheitsfalle zu erwartenden Kassenleistungen früher

und jetzt stünden im Verhältnis von 100 zu 120 bis 150° Daß

die Kasse dabei den DurChschnitt der auf einen Versicherten

entfallenden Sachleistungen zugrunde gelegt habe, sei nicht zu

beanstanden, da eine individuelle, auf den Versicherten abstelu

lende Vergleichsmöglichkeit weder theoretisch noch praltisch

gegeben sei° Die beklagte Krankenkasse hätte sowohl gegen den

Grundsatz der Gleichbehandlung der Mitglieder als auch den Ge—

danken des sozialen Rechtsstaats verstoßen, wenn sie die An— '

gleichung des Pflichtenstandes des weiterversicherten E-?gers

an den allgemeinen Pflichtenstand der Versichertengemeinschaft

unterlassen hätte‚ An der Einhaltung dieser Verpflichtr:g sei

xsie durch ihre Erklärung im Schreiben vom 14° August 1951, daß
sie ohne Antraggdes Klägers von einer Höhereinstufung bei Ge—'
halteérhöhung absehen werde, nicht gehindert gewesen° Mit dem

Schreiben sei eine Auskunft erteilt, aber keine hoheitliche

Maßnahme zur Regelung eines Einzelfalles getroffen werden? Als

Verwaltungsakt könne diese Erklärung auch deshalb nicht ange—

sehen werden, weil am 14„ August 1951 kein öffentlich—recht—

liches Verhältnis der Gewaltenunterworfenheit zwischen dem Klän'

ger und der beklagten Krankenkasse bestanden habe° Auch nach>_

dem Grundsatz von Treu und Glauben sei die beklagte Kranken— '

kasse nicht auf ihre Erklärung im Schreiben vom 14° August 1951

festgelegt worden, da es an einem Schuldverhältnis zwischen '

dem Kläger und der Beklagten fehle° Das Weiterversicherungsver—

hältnis werde allein durch die Weiterversicherungsanzeige zu-

den in Gesetz und Satzung festgesetzten Bedingungen? nicht]
aber durch einen öffentlich—rechtlichen Vertrag begründet.

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision hat der Kläger bean-
tragt9 ' ”

'-5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


«5-

das angefochtene Urteil und den Widerspruchs—

bescheid vom 256 März 1954, soweit er den Wi-
derspruch gegen die Einstufung in die Lohn— '

stufe XII zurückweist, aufzuheben und festzu-

stellen, daß der Kläger nicht verpflichtet ist,

nach dem 310 Dezember 1953 höhere Beiträge als

nach Lohnstufe VII zu entrichten° ■$

10) als Vefahrensrängel: < '
Z' l;’»

a) Der vomKläger Vorgetragene Sachverhalt sei im
Tatbestand des angefochtenen Urteils unvoll—r

ständig wiedergegeben Nicht erwähnt und auch

nicht berücksichtigt sei der vom SG
ausdrücklich

festgestellte Umstand, daß seine Ehefrau der be—
‘

’klagten Krankenkasse beigetreten sei und ihm dem—
gemäß sogar ein Anspruch auf Beitragssenkung, wie,
im Schreiben vom 14° August 1951 vorgesehen, zu—

gestanden habe, falls er einen solchen Antrag ge—

stellt hätte° Das LSG habe damit gegen seine Pflicht

zur Aufklärung des Sachverhalts verstoßen°

b) Auch habe das LSG den Sachverhalt insofern unge—

}
nügend aufgeklärt, als es nicht ermittelt habe,
daß der Anstoß Zur Weiterversicherung von der

‘ Beklagten mit einem Schreiben vom 19° Juli 1951

—und nicht erst vom Kläger mit seinem Schreiben

vom 310 Juli 1951 — ausgegangen sei; .

20) als Verletzung des materiellen Rechts:
_ _a) Das LSG habe zu Unrecht bei der Frage, ob die Bei—

träge des Klägers in erheblichem Mißverhältnis

zu den ihm im Krankheitsfalle zu gewährenden Lei—

stungen stünden (@ 313 a Abso 1 Satz 2 RVG),
Durchschnittssätze angewandt' Es hätte vielmehr
die induviduellen Risikominderungen

- Wegfall des
Krankengeldes infolge Gehaltefortzahlung bei Ar—
beitsunfähigkeit des Klägers und_die Eigenversi—

._
cheruhg der Ehefrau des Klägers bei der beklagten

“krankenkasse
- berücksibhtigen müssen° Bei richti—

ger Würdigung des Verhältnisses von Beitrag und

_5_
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b)

d)

_ 5 _

Leistungen hätte das LSG keine Pflicht der

Krankenkasse zur höheren Einstufung des Klä—

gers annehmen dürfen°

Zu Unrecht habe das LSG sich in diesem Zusam—
menhang auf @ 7 Abs„ 1 des Gesetzes über die

Selbstverwaltung und über Änderungen von Vor—
schriften auf dem Gebiet der Sozialversi-_

cherung (GSV) vom 22° Februar 1951 (BGBl„ I,
124) berufen, wonach die Mitglieder der Or—

gane eines Versicherungsträgers für getreue

Geschäftsführung wie Vormünder ihren Mündeln

haften° Von ungetreuer Geschäftsführung
„

könne keine Rede sein, wenn die Organmitglie—

der bei Entscheidungen über Beitragsgestal—

tung die Besonderheiten des Einzelfalles in
Rechnung stellten und die Entwicklung des

Risikos möglicherweise falsch beurteilt hät—

ten° ' ‘ ' ’ V "

Der Gedanke des sozialen Rechtsstaats sei

durch die Überbewertung der sozialen Bindun—

gen des Einzelnen vom LSG verkannt worden°

Die soziale Gerechtigkeit géüete‚nk■$‚ von
einem Mitglied der Kasse, das nur beschränkt

Anspruch auf Kassenleistungen habe und dessen

Ehefrau bei derselben Kasse pflichtversichert

sei, die gleichen Beitragsleistungen wie von

einem Mitglied zu fordern, dem alle in Be—

tracht kommenden Leistungen der Kasse zustün-
..den„

Rechtsirrig sei der Standpunkt des LSG, ein
Versicherungsträger könne einen Verwaltungs—

akt gegenüber einem Versicherten erst erlas-

sen, wenn das Versicherungsverhältnis be—

gründet sei° Jedenfalls könne sie bereits

vor Begründung des öffentlich—rechtlichen

Gewaltverhältnisses bindende Zusagmerteilen°
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Auf solche Erklärungen der Verwaltung müsse sich
der Staatsbürger verlassen können° Treu und Glau-

ben verlangten, daß die Verwaltung Erklärungen

gegen sich gelten lassen müsse die für den Ein—.

zelnen bestimmend gewesen seien, das Rechtsver—

hältnis einzugehen

Die beklagte Krankenkasse hat um_

Zurückweisung der Revision
gebetenq Sie weist darauf hin9'daß die Beiträge des Klägers
Ende 1955 in erheblichem Mißverhältnis sowohl zu dem Einkom—

men des Klägers als auch zu den ihm im Krankheitsfalle zu

gewährenden Leistungen gestanden hätten; Deshalb sei sie zur

Höherstufung des Klägers verpflichtet gewesen„ Anderenfalls

hätte sie den Grundsatz der Gleichberechtigung aller Mit-

glieder verletzt und dem Zweckgedanken des @ 313 a RVG zu—y
widergehandelt‚ wonach die Beiträge der Weiterversicherten

die von der Kasse im Krankheitsfall zu gewährenden Leistun—

gen möglichst decken solleno Ihre Erklärung im Schreiben

vom 14„ August 1951‚ die auch sie für einen bedauerlichen

'Fehlgriff halte9 sei eine bloße Auskunftserteilung‚ jedoch

kein Verwaltungsakt° Selbst wenn sie aber als Verwaltungs—
akt anzusehen sei9 habe sie widerrufen werden können, weil,

sie dem geltenden Recht widersprechen habe.
2

Während des
Revisidnsverfahrens

zeigte der Kläger an9 daß'

die beklagte Krankenkasse ihm am 11° Juli 1956 eröffnet.habe,

daß sein„Monatsbeitragfaba1raäulil1956wf19‚44FDH“betragei—da
:die Vertreterversammlung eine Erhöhung des allgemeinen Bei-

tragssatzes von 6 auf 6, 7 % und des ermäßigten von 4 8 auf

5 4 % beschlossen habe„

Die verfahrensrechtlichen
Rügen der

Revision
greifen nicht

durch

'Der Kläger vermißt im Tatbestand des angefochtenen Urteils
„vdie Wiedergabe der von ihm vorgetragenen — und im Urteil erster '

_ 8 - '
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Instanz auch festgestellten — Tatsache, daß seine Ehefrau-

zur beklagten Krankenkassé übergetreten ist, er aber die ihm
für diesen Fall im Schreiben der Beklagten vom 14„ August 1951,

in Aussicht gestellte weitere Beitragsherabsetzung nicht in

Anspruch genommen hat„ Daß eine Berichtigung des Tatbestands

des angefochtenen Urteils (@ 139 Abs° 1 Sozialgerichtsgesetz

— SGG —) nicht über eine Revisionsrüge erreicht werden kannp'l

ist dem Kläger offenbar bewußt; denn er trägt diesen Sachver—

halt unter dem Gesichtspunkt der ungenügenden Sachaufkl rung
. (@ 103 SGG) vor° Das LSG hätte aber nur dann gegen seine Eflicf“

zur Sachaufklärung verstoßen, wenn es von seinem Rechtsstnndw

punkt aus auf diesen Sachumstand angekommen wäre° Das ist aber

nicht der Fall° Das LSG ist der Auffassung, daß die Höherstu—

fung eines Versicherten nicht von seinen individuellen, das

Krankheits— und Leistungsrisiko beeinflussenden Verhältuissen

abhängt„ Hiernach war der Übertritt der Ehefrau des Klägers sv;
beklagten Krankenkasse unerheblich° ‘ "

Ebenso war nach dem Rechtsstandpunkt des LSG für desse: int—

scheidung die Frage bedeutungslos und deshalb nicht aufklärun35—

bedürftig, ob die beklagte Kasse den Kläger auf die Möglich—}

keit der Weiterversicherung-hingewiesen hatte, bevor dieser "

sich bei ihr nach den näheren Bedingungen erkundigte; denn das

LSG ist davon ausgegangen, daß-alle vor Abgabe der Weiterver—

sicherungsanzeige liegenden Erklärungen der beklagten Kranken—

kasse diese nicht daran gehindert haben, eine Höherstufung

des Klägers vorzunehmenr

Auch die sachrechtlichen Rügen der Revision sind unbegründet„

Angefochten ist der — durch den Widerspruchsbescheid bestätig—

te — Bescheid der beklagten Krankenkasse vom 12° Januar 1954‚

durch den diese den Kläger, der bisher der Lohnstufe VII mit

einem Monatsbeitrag von 1OYÖBDM angehört hatte, vom 10 Januar
1954 an in die Lohnstufe XII mit einem Monatsbeitrag von

17,28 DM versetzte„ Zu_Unrecht nimmt die Revision an, daß die

Beklagte die Höherstufung schon deshalb nicht vornehmen durfte?

weil sie in ihrem Schreiben vom 14° August 1951 dem Kläger zu—

gesagt hatte, bei einer Gehaltserhöhung seinen Beitrag nur zu

erhöhen9 wenn er dies selbst beantrage.
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Zutreffend hat das LSG abgelehnt, auf diesen Sachverhalt die

Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts über die Rück-‘
nahme fehlerhafter begünstigender Verwaltungsakte anzuwenden,

und zwar schon deshalb, weil hier kein Verwaltungsakt vor—
liegt„ Das Schreiben der beklagten Kasse vom 14. August 1951
enthält Auskünfte und Zusagen über die Beitragsbedingungen,

die der Kläger zu erwarten habe, falls er von seinem Recht

zur Weiterversicherung Gebrauch machen wolle° Diese Erklä—

rung hatte für sich genommen 5 ohne Hinzutreten eines weite—

ren Sachverhalts - keine unmittelbaren Rechtswirkungen° Das

Pflichtversicherungsverhältnis des klägers
war

beendet, ob

es zu einer Weiterversicherung kommen würde, stand in seinem

Belieben° Die Erklärung der beklagten Krankenkasse vom 14" Au—

gust 1951 konnte demnach — wenn überhaupt — nur Rechtswirkun«

gen entfalten, wenn — durch Weiterversicherung des Klägers —
ein Versicherungsverhältnis begründet werden und eine Erhö—

hung des Einkommens des Klägers eintreten würde° Es fehlte

ihr somit die unmittelbare rechtliche Wirkung, die für die

Annahme eines Verwaltungsakts unerläßlich ist (vgl° Forsthoff,

Lehrbuch des Verwaltungsrechts, ?, Auflo Bd° 1-5 11 Abschn.1

So 1823 Wolff, Verwaltungsrecht I, 2° Aufl‚ S, 221)° Im Rahmen

eines bestehenden öffentlich-rechtlichen Verhältnisses der
_Über— und Unterordnung kann zwar auch die Erklärung der Be-’

hörde über ihr künftiges Verhalten — z B. daß eine ärztliche

Nachnntersuchung‘niöht mehr beabsichtigt sei — einen rechts—

gestaltenden, den Adressaten begünstigenden Verwaltungsakt

darstellen; denn{"sie präzisiert und konkretisiert das Rechts-

verhältnis, das zwischen der ... Behörde und dem Berechtigten
als

öffentlich—réchtliches
Dauerschuldverhältnis besteht, mit

gestaltender Wirkung" (BSG 6, 175,_ 178) Wenn aber im Zeit—
punkt der Erklärung der Behörde noch völlig offen ist, ob das

Versicherungsverhältnis9 das erst dem Versicherungsträger die

Möglichkeit zu hoheitlichem Handeln gegenüber einem Versi—

cb.erten gibt, überhaupt zur Entstehung gelangen wir d, liegt

eine "schlichte
Verwaltungsäußerung" (BSG 6,172) und kein

Verwaltungsakt vor° % }

Indessen kann aueh
eine solche Erklärung der Verwaltung fur

den segunstigtenvn Rechte,
für die Verwaltung Pflichten be—

...10-
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gründen„ Zutreffend hat das LSG allerdings abgelehnt? auf die—
sen Fall die bürgerlich—rechtlichen Grundsätze über das Ver—

schulden vor Vertragsschluß (culpa in contrahendo) anzuwenden,

weil das Versicherungsverhältnis zwischen dem Versicherungs-

träger und dem Weiterversicherten nicht auf Vertrag beruhto }

Das Weiterversicherungsverhältnis, das das Gesetz als eine

Fortsetzung des Pflichtversioherungsverhältnisses ansieht—

(5 313Abs°2 Satz 1 BVD:“WerMitglied bleiben will, „„„■)‚
entsteht kraft Gesetzes auf Grund der Anzeige des Berechtigten
(@ 313 Abs_° 2 Satz 1 RVG) oder der Zahlung der satzungsmäßigen
Beiträge (@ 313 Abs° 2 Satz 5 RVG), wenn die gesetzliclen'Vor—

aussetzungen gegeben sind„ Einer Annahme dieser Anzeige durch

den Versicherungsträger bedarf es nichtf'”" * ”

Kann somit das Verhalten der beklagten Krankenkasse auch nicht

unter dem Gesichtspunkt eines vorvertraglichen Verschuldens

beurteilt werden, so bleibt doch zu prüfen, ob nicht Treu und

Glauben die beklagte Krankenkasse daran hindertenj von ihrer

Erklärung über die künftige Beitragsgestaltung abzurilcf;en°
Das Reichsversicherungsamt (BVA) hat sich wiederholt mit der

Frage auseinandergesetzt, wie sich der Grundsatz von Treu und

Glauben auswirkt, wenn der Versicherungsträger irrtümlich die

Versicherungspflicht eines Arbeitnehmers verneint hatte, aber

doch Entrichtung der Beiträge vom Arbeitsgeber forderte, und

es ist dabei für die Rentenversicherung und die Krankenversi—

cherung zu unterschiedlichen Ergebnissen gekommen (vgl° Grunde,

Entsch° Nr„ 2783 in AN 19249 34 und Grunde° Entscho Nr„ 5054

in AN 19379 73; vgl.° auch EuM 46, 288 und 47; 156)° Die ge—
nannten Entscheidungen beziehen sich jedoch nur auf Fälle der

Nachentrichtung von Beiträgen und haben keinen unmittelbaren

Bezug zu dem hier vorliegenden Sachverhalt, bei dem eine Er—
klärung des Versicherungsträgers über sein Verhalten bei einem'

erst in der Zukunft liegenden Sachverhalt — Gehaltserhöhung —
zu beurteilen ist° Es kann daher auch auf sich beruhen? ob die

Rechtsprechung des RVA — insbesondere im Hinblick auf & 77 SGG—

uneingeschränkt in ihrem Anwendungsbereich übernommen ;erden
....

könntea

Ob ein Versicherungsträger rechtswirksam Zusagen über die

künftige Gestaltung des Beitrags des Versicherten machen kanal
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hängt davon ab, ob er
überhaupt Gestaltungsfreiheit in dieser

Hinsicht hat Liegt
eine Entscheidung im Ermeésensbereich der

VerWaltung, so ist es ihr grundsätzlich unbenommen, Bindungen

für die Zukunft einzugehen, sofern sie dabei die gesetzlichen

Grenzen ihres Ermessens einhält und keinen fehlerhaften Gebrauch

von ihrem Ermessen macht Zwar wird es in der Regel für die
‘Verwaltung untunlich Sein, ihren Entscheidung vorwegzunehmen,l

worauf die Bindung an ihre Zusage hinausläuft Doch besteht
:

nicht selten im modernen Rechtsleben ein dringendes Bedürfnis-

des StaatSbürgérs dafür, eine Gewähr für die künftige Entschei—

dung der Verwaltung zu erhalten, um seinerseits Entscheidungen

—
häufig mit erheblichem Aufwand an Kosten und Mühe — treffen zu

können (vgl„ die vom BVerwG entschiedenen Fälle einer Wohnsied—

lungsgenehmigung in Verbindung mit einer Bauerlaubnis — DVBl 1955,

293 — und der Genehmigung eines Einfuhr— und Ausfuhrgeschäfts

— BVerwG 3, 199, Nr, 53 -)„ Erteilt die Verwaltung in einem

solchen Fall äne Zusage, so fordert es der Grundsatz von Treu

und Glauben, daß das Vertrauen des Staatsbürgers auf die Zusage

geschützt wird (BVerwG in den genannten Entscheidungen, vgl.

auch Pr° OVG 97, 189). Besteht auch kein Vertrag, so folgt

doch aus der Zusage in Verbindung mit dem auch das öffentli—
che Recht bestehenden Grundsatz von Treu und Glauben, daß die

Behörde zu ihrem Wort stehen muß° ""

Eine solche Verpflichtung ist jedoch nur im Rahmen des Erlaub—
ten zulässig, Wie das LSG zutreffend erwogen hat, ist den 55 154,

138 des Bürgerlichen Gesetzbuches — BGB - der allgemeine Rechts—

gedanke zu entnehmen, daß sich niemand zu ungesetzlichem Han—

deln verpflichten kann° Was für die Privatperson rechtens ist,
gilt erst recht für die Verwaltung. Eine Zusage, die die Ver—

waltung über ihr künftiges Tun oder Unterlassen abgibt, ist

unverbindlich, wenn dieses Verhalten einem gesetzlichen Ge—

bot oder Verbot widerspricht (so auch BVerwG 3, 203; vgl. auch

BVerwG in DVBl 1955, 295)„ Das schließt nicht aus, daß das
Vertrauen des Staatsbürgers auf die Zusage der Verwaltung auf

andere Weise — als durch Nötigung der Verwaltung zu einem ge—

setzwidrigen Verhalten - geschützt wird. Es kann eine Haftung
der öffentlichen Hand aus unerlaubür Handlung wegen Amts-

qflichtverletzung in Frage kommen, wenn es sich dabei auch

_12_
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nur um den Ersatz des Vermögensschadens handelt, der dadurch
entstanden ist, daß der Staatsbürger auf die Gültigkeit der

\

Zusage gebaut hat°

Für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits ist somit
ausschlaggebend, ob es im Ermessen der beklagten Krankenkasse

stand? bei Veränderungen des Einkommens des Klägers durch Ge»
haltserhöhungen von einer Beitragserhöhung abzusehen„ las ist

zu verneinen° @313 a Abs° 1 Satz 2 RVG spricht ztar dzton„
daß die Krankenkasse die Versetzung des Weiterversicherten

in eine höhere Klasse oder Stufe unter den dort gee11anntcn Vor_

aussetzungen anordnen "kann", was auch der Auffassung Raum lie—

ße‚ daß es in ihrem Ermessen stünde, ob sie —bei Vorliegen
der Voraussetzungen — den Beitrag des Weiterversiohert

höht oder nicht erhöht‚lndessen kann die Trsgweite einer Er—'

mächtigung des Versicherungsträgers, wie sie 3 313 a Abf;„ 1
Satz 2 BVG darstellt, nur aus dem Zusammenhang und der Zweckbe—

stimmung der Vorschrift erschlossen werden (vgl° für den ähn—

lichen Fall des @ 1293 Abs„ 2 RVG aF BSG 7, 85, 86, vgl„ ferner

BSG9, 199, 203 g und BVerfG 7, 129, 154)° Bei @313 a nVO
zeigt der Zusammenhang deutlich, daß diese Vorschrift £usnahmen

von dem Grundsatz festsetzt, daß der Weiterversicherte in seinen

Lohnstufe oder Klasse Mitglied bleibt (5 313 Abse 1 RVO)K Somit
bringt 5 313 a RVG zunächst nur zum Ausdruck‚ daß der Grundsatz

des 5 313 RVG im Einzelfall unter bestimmten Voraussetzungen

durchbrochen werden kann und daß die Abweichung von der Regel

eine Entscheid__g des Versicherungsträgers erfordert (vglo zur
Problematik der "Kann-Vorschriften" im Sozialve ersicheru;1gs1 echt

Jerosch, Sozialgerichtsbarteit 195], 1 und Knobloch, BAhl 3957,
659‚ 665)„ Daß diese Entscheidung bei Vorliegen der in % 313 a

Abs„ 1 Satz 2 EVO genannten Voraussetzung zur Versetzung des
Weiterversicherten in eine höhere Klasse oder Stufe führen muß,

ergibt sich aus dem Zweckgedanken der Vorschrift, daß durch die
Beiträge der Weiterversicherten die ihnen von der Kasse im

Krankheitsfalle zu gewährenden Leistungen möglichst gedeckt wer—
den‚ ferner auch aus dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller

Mitglieder (so auch das RVA im Bescheid vom 17° April 19369
DOK So 690; und in einer mit zustimmender Äußerung des Reichs—

CL‘. GI“—
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arbeitsministers versehenen
Stellungnahme

— Erlaß des Reichs—

Varbeitsministers vom 10 Oktober 1941 in AN 1941, 415 _) Z.w

Allerdings bleibt der Kasse ein Beurteilungsspielraum, soweit

es sich um das Ausmaß der Beitragerhöhung handelt° Die Voraus—

setzung hierfür‚ daß die Beiträge des Weiterversicherten in

erheblichem Mißverhältnis zu seinem Gesamteinkommen mit zu den

ihm im Krankheitsfall zu gewährenden Kassenlcistungen stehen,

ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der nicht völlig objekti—

vierbar ist, sondern dem ?ersicherungsträger einen gewissen

“gerichtäüeien Beurteilungs3pielraum" oder ein "kognitives _.
Ermessen" läßt (vgl„ dazu im einzelnen BSG 11, 102, 118 mit „”

weiteren Nachweisen)° Nur in diesem Sinne kann von einem

"Ermessen" gesprochen werden, wie es auch in dem schon zitier—

ten Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 10 Oktober 1941

(AN 1941‚ 415) und in dem Urteil des Bundessozial erichts
(BSG) vom 190 Juni 1959 (BSG 10, 78, 81) geschieht° Jedenfalls

handelt es sich hier nicht um Ausübung von Handlungsermessen,

facndern um die Erfüllung einer den Krankenkassen auferlegten

Verpflichtung, ein erhebliches Mißverhältnis zwischen Beiträ-l

gen des Weiterversicherten einerseits und seinem Gesamtein-

kommen sowie den ihm im Krankheitsfall zu gewährenden Kassen-„_
leistungen andererseits zu beseitigen mit dem alleinigen Ziel{v

dem Rechtsgehalt des:nläöiö& Abs° 1 Satz 2 RVG verwandten un—
beStimmtén Rechtsbegriffs gerecht zu werdeno

Im vorliegenden Rechtsstreit hat die beklagte Krankenkasse zu
Recht angenommen, daß ein erhebliches Mißverhältnis in dem ge—
nannten Sinne besteht Zutref fend ist sie davon ausgegangen,
daß bei der Abwägung nicht das individuelle - von dem Kläger

lselbst und den mitversicherteh Familienangehörigen abhängige —
Versicherungswagnis zugrunde zu legen'ist„ Eine individuelle

Berdcksicht igung des Risikos, die zur Folge hätte, daß die
gute Risiken darstellenden Ver310hert en niedrigere Beiträge als

die mit schlechten Risiken zu zahlen hätten, ist nach gelten—

dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung fremd. Auch die

Weiterversicherung gehört zur gesetzlichen Krankenversicherung.

Deshalb gilt auch für sie der die Krankenversicheruhg beherr—
f__g

seliende Grundgedanke der Solidarität der Beteiligten, wonach ‘ “
..
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"der einzelne sich einer billigen Beteiligung an den Lasten

der Gemeinschaft nicht entziehen darf" (so schon Hahn in Ar—
beüsrversorgung 1922, 359 37 zu 5 313 & Abs° 1 Satz 2 EVO an-
läßlich der Einführung dieser Vorschrift durch das Gesetz über

Versicherungspflicht, Versicherungsberechtigung und Grundlöhne

in der Krankenversicherung vom 28° Dezember 1921, BGBl 1922?

5)„ Überdies wäre es auch dem Versicherungsträger kaum mög—

lich das mit dem jeweiligen Weiterve1 sicherten verbundene

Versicherungswagnis genauer abzuschätzen. Nach dem Gesetz der

großen Zahlen läßt sich zwar für eine größere Gruppe eine sten

tistische Durchsdhnittswahrscheinlichkeit errechnen; auf den
Einzelnen bezogen ist das Risiko kaum berechenbarc

Demnach können nur solche Besonderheiten des WeiterVerwiche—l

rungsverhältnisses bei der Prüfung des "erheblichen Mi.?ver— :

hältnisses" nach 5 313 a Abs° 1 Satz 2 RVG Berücks ichti3u ung
finden9 die das Gesetz selbst unbeschadet seines Grundgeden—>

kens bei der Bemessung der Beiträge für DG““C1310HL16U“S£”HI

erklärt„ Das ist der Fall‚ wenn der Versicherte während der

Krankheit Arbeitsentgelt erhält und deswegen der Anspruch auf

Kranken— und Hausgeld ruht (@ 189 Abs„ 1 Satz 1 RVG) Für sol—

che Versicherten hat die Satzung die Beiträge entsprec?zend

zu kürzen (@ 189 Abs„ 1 Satz 2‚1„»Halbsatz EVO). Diese Vor—

schrift gilt auch für WeiterverSicherte (Erl° des Reichsar—'

beitsministers vom 15h Dezember 1939 in AN 19393 554)0 Deshalb
ist die Fortzahlung des Lohne

an den Weiterversicherten wäh—

rend seiner Krankheit auch bei Prüfung des "erheblichen Miß—

verhältnisses" nach 9 313 a Abs„ 2 Satz 1 BVG zu b€TÜC‘”'ChDL—

gen9 nicht aber Krankheitsanfälligkeit und Familienstand° V

Werden somit nach geltenden ReCht die dem Weiterversicherten

im Krankheitsfall zu gewährenden Kässenleistungen das "erheb—

liche Mißverhältnis" des 5 313 a Abs° 1 Satz 2 RVO grundsätz—

lich nur unter dem Gesichtspunkt bestimmen, ob der Weiterver-

sicherte Anspruch auf Lohnfortzahlung während seiner Erkran—

kung hat, so wird sein "Gesamteinkommen"
zum entscheidenden

‘
Faktor für eine Heraufsturung des Weite1versichert en (so auch

RVA und Reichsarbeitsminister im Erläß wem—10°Oktober'194?

in AN 1941 So 415 mit dem Hinweis darauf, daß ein Kassenleitor‚'
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bei Verletzung seiner sich aus 5 313 a Abs„ 1 Satz 2 RVG
ergebenden Pflicht — nämlich den Weiterversicherten in eine
seinem Gesamteinkommen entsprechende Löhnklasse oder ——stufe

einzureihen —nach 5 23 RVG —jetzt 5 7 Abs° 1.GSV—haftet)°
Das entspricht auch dem Wesen der Weiterversicherung, die ei—

ne Fortsetzung der PfliéhtVersiCherung darstellt (5 313
Abs° 1 EVO)„ Während der Grundlohn, der sowohl bei Pflicht—
versicherten als auch bei freiwillig Versicherten die Bemes—

sungsgrundlage für die Beiträge darstellt (5 385 Abs„ 1
Satz 2 RVO)„ sich bei den Pflichtversicherten nach dem Ar—

beitsentgelt richtet (@ 180 Abso 1 Satz 2 RVO)_ ist er somit

bei Weiterversicherten von ihrem Gesamteihkommen aohängig

Nur dadurch, daß die Beitragsdifl fe1enzierung auf wenige, vom
Gesetz ausdrücklich hervorgehobene Fälle (@ 189 Abs„ 1 Satz 2‚

5 215 Abs„ 3 RVG, vgl„ auch ‚<>385 Abs° 2 EVO) beschränkt ist,
im übrigen aber die Beiträge nur nach dem Einkonxcn - sei es
dem Arbeitseinkommenh sei es dem Gesamteinkommen — abgestuft

sind9 ist es möglich9 die Grundvorstellung des Gesetzes von

der Solidarität aller Versicherten einschließlich der Weitel—

versicherten zu verwirklichen° *

Unter Zugrundelegung dieser Grundsätze erweist sich der ange—
fochtene Bescheid der beklagten Krankenkasse vom 12° Januar

1954 als rechtmäßig° Im Zeitpunkt des Erlasses dieses Be-

scheids standen die Beiträge des Klägers in erheblichem_Miß—

verhältnis zu seinem Gesamteinkommen und zu den ihm im Krank-

heitsfalle zu gewährenden Kassenleistungen. Sein Gesamteinkom—

men in Gestalt seines Gehalte war auf etwa 485‚— DM monatlich

gestiegeno Ohne Hinzutreten eines eine niedrigere Einstufung

rechtfertigenden Umstandes hätte der Kläger in Lohnstufe XVI

eingestuft werden müssen9 was auch bei ihm als Yeiterversi—

cherten nach Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze auf

6 000, — DM jährlich (5 2 Satz 1, 1. Halbsatz des Gesetzes über
die Erhöhung der Einkommensgrenzen usw. vom 13 August 1952

— BGBl 1,437 «} grundsätzlich zulässig gewesen wä.re° Beim Klä—

ger war jedoch "u berücksichtigen, daß er Anspru.oh auf Gehalt s—
fortzahlung im

#rankhe1tsialle
hatte und demgemäß die Beitrag e

v;;.16„_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9.16.—

"entsprechend" (5 189 Abs„ 1 Satz 2, 1„ Halbsatz EVO) zu küréä

zen waren„ Das hat die Beklagte beachtet° Sie hat dem Kläger‘

mit Rücksicht hierauf den ermäßigten Beitragssatz von 4‚8 % '“
(statt 6 %) des Grundlohns gewährt, der in Ansatz zu bringen

war‚ wenn dem Versicherten im Falle der Erkrankung der Lohn'

länger als drei Wochen fortgezahlt wurde° Darüber hinaus hat

sie den Kläger aus dem gleichen Grund vier Lohnstufen niedri—

ger eingestuft, als seinem Gesamteinkommen entsprochen hätte,

nämlich in Lohnstufe XII° Die beklagte Krankenkasse hat somit

denselben Umstand zweimal zugunsten des K-ägers berücksichtigto

Der Kläger ist dadurch jedenfalls nicht beschwert° Die in ‘

5 189 Abs° 1 Satz 2 BVG vorgeschriebene "entsprechende" Kürzun„

der Beiträge ist ihm im Übermaß zuteil geworden„ Demnacä ist

die Anfechtung des Beitragsbescheides der beklagten Kranken—

kasse vom 12„ Januar 1954 nicht begründet°

Die Revision des Klägers ist somit als unbegründet zur ckzu—

weisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 Abs„ 1 und 4 SGC-°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

